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Abteilungsleiter Muhlack zu Gast  
in der DPolG-Landesausschusssitzung 
Im November 2013 führte die 
DPolG satzungsgemäß ihre 
jährliche Landesausschusssit-
zung durch. Um den Delegier-
ten die Möglichkeit zu geben, 
sich umfassend über das The-
ma „Personalabbau in der Lan-
despolizei“ zu informieren, lud 
der Landesvorstand Herrn Jörg 
Muhlack, Leiter der Polizeiab-
teilung im Innenministerium, 
ein.

Herr Muhlack legte dar, dass es 
keine fachlichen Gründe für 
eine Personalreduzierung in 
der Landespolizei gäbe. Jedoch 
seien politische Einsparver-
pflichtungen bis 2020 einzu-
halten, insofern gäbe es keine 
Alternative, sich um Einsparpo-
tenziale zu kümmern. Hierbei 
seien aber nicht nur die 122 
Einsparstellen zu erwirtschaf-
ten, auch müsse man sich er-
neut über Umsteuerungspoten-
ziale Gedanken machen. Man 
habe Aufgabenfelder, die im-
mer mehr Bedeutung gewin-
nen und die personell defizitär 
hinterlegt seien. Beispielhaft 
sei der Bereich Cybercrime, Er-

mittlungen bei Kinderporno-
grafie und Ähnlichem zu sehen.

Herr Muhlack legte dar, dass 
im Wesentlichen drei Felder 
von ihm identifiziert wurden, 
die er nun näher untersuchen 
lässt. Es sei sein Ziel, den ope-
rativen Dienst nicht zu schwä-
chen.

Konkrete Untersuchungsauf-
träge gibt es für die Bereiche

>> IT/Technik
>> Wasserschutzpolizei
>> Verkehrsüberwachung.

Die Delegierten und Herr 
Muhlack diskutierten angeregt 
über den Sinn oder Unsinn von 
Einsparungen in diesen Berei-
chen.

Die DPolG teilte mit, sie sehe den 
Ergebnissen mit Gelassenheit 
entgegen und erwartet, dass 
seriös keine 122 Stellen plus X 
daraus erwirtschaftet werden 
können. Herr Muhlack teilte 
auf Nachfrage mit, es gäbe kei-
ne „Zielvorgabe“, wie viel Ein-
sparungen jede Arbeitsgruppe 
zu erbringen hat. Sollten am 
Ende tatsächlich zu wenig Stel-
len zusammenkommen, werde 
man neu überlegen müssen. Auf 
jeden Fall werde er der Politik 
sehr deutlich machen, welche 
Auswirkungen die jeweiligen Ein-
sparungen auf die Bürger hät-

ten. Es werde auf keinen Fall 
der Eindruck erweckt, die Poli-
zei könne mit über 100 Leuten 
weniger gleiche Leistungen er-
bringen. Ihm seien die personel-
le Not und die Stimmungslage 
in der Polizei durchaus bewusst.

Im Abschlussstatement posi
tionierte sich der Landesvorsit-

zende der DPolG, Torsten Gro-
nau, zu dem Thema eindeutig.

>> Stellen aus dem Polizeihaus-
halt für IT/Technik abzuzie-
hen, um die Leistungen an-
dernorts teurer und mut- 
maßlich schlechter aus ei-
nem anderen Haushaltstitel 
einzukaufen, sei hanebüchen 
und ein politischer Taschen-
spielertrick.

>> Verkehrsüberwachung ist eine 
Kernaufgabe der Polizei. Ein 
Rückzug der Polizei aus einem 
wesentlichen Pfeiler der Ver-
kehrssicherheitsarbeit  sei un-
verantwortlich. Immerhin kä-
men jedes Jahr tausende Men- 
schen bei Unfällen ums Leben 
oder werden schwer verletzt. 
Eine Fokussierung auf Krimi-
nalität zum Preis des Rück-
zugs aus der Verkehrssicher-
heitsarbeit ist kein Gewinn.

>> Keine andere Organisations-
einheit ist in den letzten Jah-
ren so intensiv begutachtet 
worden wie die Wasser-
schutzpolizei. Der überschau-

bare Personalkörper bietet 
bei fachlich korrekter Be-
trachtung keine großartigen 
Reserven.

Insofern ist es für die DPolG 
klar, dass man erneut in eine 
Überlegung über die Aufgaben 
eintreten muss. Hierzu hat die 
DPolG bereits in der Vergan-

genheit vielfältige Vorschläge 
gemacht, sei es bei der Betreu-
ung von kommerziellen Groß-
veranstaltungen oder der Ein-
führung der Halterhaftung 
über den ruhenden Verkehr hi-
naus. Auch müsse man sich an-
sehen, dass viele polizeiliche 
Einsätze im nachbarschaftli-
chen Nahbereich stattfinden. 
Polizeiliche Einsätze bei Ruhe-
störungen, Nachbarschafts-
streitigkeiten sowie bei ähnli-
chen Einsatzanlässen stehen  
in anderen Ländern längst auf 
einer Prüfliste. 

Abschließend wurde Herrn 
Muhlack mit auf den Weg ge-
geben, die Arbeitssituation der 
Menschen, die in der Polizei ar-
beiten, nicht aus den Augen zu 
verlieren. Die Krankheitsquote 
ist alarmierend und vielleicht 
ein Zeichen, dass man nicht 
gut mit den Menschen in der 
Organisation umgeht. Herr 
Muhlack sicherte zu, dieses 
Thema sehr genau im Auge zu 
haben.�
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Wachwechsel an der Spitze des Landespolizeiamtes

Vorstellung des neuen 
Landespolizeidirektors Ralf Höhs
In einem feierlichen Rahmen 
vor mehr als 200 Gästen aus 
Politik, Wirtschaft, Verwaltung 
und Polizei wurde am 18. De­
zember 2013 in der PD AFB 
Eutin der mit Erreichen der 
Altersgrenze aus dem Amt 
scheidende Landespolizei­
direktor Burkhard Hamm 
verabschiedet.

Innenminister Andreas Breit­
ner fand Worte der Anerken­
nung und des Dankes, welche 
die Landespolizei Burkhard 
Hamm für sein über vierzig 
Jahre währendes Berufsleben 
und sein unermüdliches 
Wirken zum Wohle der  
Polizei sowie seiner Mitar- 

beiterinnen und Mitarbeitern 
schulde. 

Zugleich wurde von Minister 
Breitner der bereits Anfang 
2013 von der Landesregierung 
nominierte neue Landespoli­
zeidirektor Ralf Höhs in sein 
Amt eingeführt, welches dieser 
mit Beginn des Jahres 2014 
übernahm.

Der 53-jährige Ralf Höhs be­
gann 1979 seine Laufbahn bei 
der Landespolizei an der dama­
ligen Verwaltungsfachhoch­
schule in Kiel-Altenholz. Nach 
Tätigkeit in kriminalpolizeili­
cher Sachbearbeitung, Kom­
missariats- und Dienststellen­

leitung im Bereich Itzehoe und 
Brunsbüttel stieg er Mitte der 
1990er Jahre durch ein Studi­
um an der Deutschen Hoch­
schule der Polizei in Hiltrup in 
den höheren Dienst auf.

Weitere Stationen seines Wer­
deganges waren dann Leitung 
von Kripo-Dienststellen in Pin­
neberg sowie anschließende 
Verwendung im Führungsstab 
der damaligen PD S-H West in 
Itzehoe.

Im Jahr 2004 zog es Ralf Höhs 
ins Landeskriminalamt nach 
Kiel, wo er zunächst die Staats­
schutzabteilung sowie dann 
die Abteilung Organisierte Kri­

minalität leitete und schließ­
lich stellvertretender Leiter des 
LKA wurde.

Zahlreiche Projekte und Ar­
beitsgruppen wie die REKO III, 
das Projekt 2012 sowie die Ar­
beitsgruppen Stellenverteilung 
und Kriminalitätsbekämpfung 
wurden von ihm durch seine 
Mitarbeit begleitet.

� Die Redaktion

<< Landespolizeidirektor Ralf Höhs

„Drei Fragen an den neuen Landespolizeidirektor“
Der „Polizeispiegel“ stellte Landespolizeidirektor 
Höhs drei Fragen zu seiner zukünftigen Arbeit und 
seinen Zielen:

„Polizeispiegel“: Herr Landes­
polizeidirektor Höhs, sie über­
nehmen von ihrem Vorgänger 
Burkhard Hamm das höchste 
Amt in der Landespolizei 
Schleswig-Holstein.  
Welche Tätigkeitsschwerpunk­
te und vordringlichen Aufga­
ben haben sie insbesondere für 
die ersten Monate im Amt für 
sich erkannt?

Höhs: Neben dem von der Lan­
desregierung auch für die Poli­
zei vorgegebenen Stellenabbau­
pfad und der ergänzend not- 
wendigen Umsteuerung in de­
fizitär hinterlegte Aufgabenfel­
der, die große Teile meiner Ar­
beitszeit in Anspruch nehmen 
werden, ist das Thema Gewalt 
gegen Polizeibeamte ein weite­
rer Schwerpunkt. Die aktuellen 
Ereignisse in Hamburg, aber 

auch gegen Polizei repräsentie­
rende Einrichtungen in Schles­
wig-Holstein, unterstreichen 
die Notwendigkeit. 

Ich bin meinem Amtsvorgän­
ger Burkhard Hamm dafür 
dankbar, dass er die Arbeits­
gruppe Gewalt gegen Polizei­
vollzugsbeamte auf den Weg 
gebracht hat. Jährlich betrifft 
das ungefähr 2 500 Kollegin­
nen und Kollegen im alltägli­
chen Dienst und in besonderen 
Einsatzlagen. Die Ausbildung 
sowie die Einsatz- und Sicher­
heitsausstattung unserer Kol­
leginnen und Kollegen sind 
gut; beides kann und wird hier 
und da noch fortentwickelt 
werden. Polizistinnen und Poli­
zisten setzen konsequent das 
hoheitliche Gewaltmonopol 
durch und werden bei entspre­

chenden Einsätzen immer 
wieder mit gewalttätigen An­
griffen konfrontiert werden. 
Das hängt nicht zuletzt mit 
dem teils werteverfallenden 
Verhalten unseres aggressiven 
Gegenübers zusammen. Den 
hohen Stand der Fallzahlen 
müssen und werden wir aber 
nicht hinnehmen, sondern 
gemeinsam daran arbeiten,  
die Ereignisdichte zu reduzie­
ren. Darüber hinaus zeigt die 
Arbeit der AG, dass wir nicht 
nur mit dem Blick auf andere, 
zum Beispiel die Justiz, son­
dern auch maßgeblich auf uns 
selbst an der Reduzierung der 
Problematik arbeiten können 
und müssen. Das alles aktiv 
und intensiv zu begleiten,  
wird eins meiner Schwer-
punktthemen in meinem 
ersten Jahr als Landespolizei­
direktor sein. 

Gleichzeitig wird ein interner 
Schwerpunkt meiner Einarbei­
tungsphase darauf verwandt 

werden, die Polizeibehörden 
und das Landespolizeiamt um­
fassenden Aufgaben des Lan­
despolizeidirektors zu erfas­
sen, die Dienststellen zu 
besuchen sowie die Mitarbei­
terinnen und Mitarbeiter und 
ihre Aufgaben und Probleme 
kennenzulernen.

„Polizeispiegel“: Die Landes­
polizei befindet sich seit vie-
len Jahren in einem stetigen 
Wandel. Viele Reformen der 
Organisation sind aufwendig 
geplant und umgesetzt wor­
den. Diese haben nicht selten 
zu einer Verunsicherung, ge­
legentlich sogar zu Motivati­
onsverlusten bei den Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter 
geführt.

Wie möchten sie die offen­
sichtlich dringend notwendige 
Kontinuität und Verlässlichkeit 
mit Blick auf Organisation und 
Aufgaben in der Landespolizei 
wiederherstellen?
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Höhs: Organisationsänderun-
gen, wie sie in den letzten Jah-
ren stattfanden, sind notwen-
diger Teil des Veränderungspro- 
zesses in dem sich wandelnden 
politischen und gesellschaftli-
chen Umfeld. Auch in Zukunft 
wird sich die Polizei dem Wan-
del stellen müssen, denn An-
forderungen und Aufgaben 
verändern sich kontinuierlich. 

Mir ist dabei wichtig, dass die 
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter der Landespolizei von 
solchen Veränderungen nicht 
überrascht, sondern so früh 
wie möglich umfänglich an der 
notwendigen Umgestaltung 
beteiligt werden. Dabei setze 
ich darauf, dass Änderungen 
dort ganz wesentlich mitent-
wickelt werden, wo das Fach-
wissen und die größte Nähe zu 
den Betroffenen vorhanden 
sind. Ganz wichtig sind dabei 
die Polizeidirektionen mit ihren 
örtlichen Führungskräften, die 
mit Kompetenz und Weitsicht 
die Spanne zwischen notwen-
diger Organisationsentwick-
lung und persönlichen Belan-
gen der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter überblicken und 
daher mit der notwendigen 
Sensibilität die Veränderungs-
prozesse begleiten können. 
Meine Aufgabe dabei wird es 
sein, die Polizeidirektionen in 

diesem Handeln zu unterstüt-
zen und die bestmöglichen 
Rahmenbedingungen zu schaf-
fen. Dabei sind mit Blick auf 
die gesamte Landespolizei lan-
desweite Standards in der Auf-
gabenerledigung und Vertei-
lungsgerechtigkeit hinsichtlich 
des Personaleinsatzes zu ge-
währleisten. Dazu gehört 
ebenfalls, dass bei Stellenab-
bau auch tatsächlich eine an-
gemessene Aufgabenreduzie-
rung erfolgt und insofern keine 
noch stärkere Belastung der 
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter entstehen kann. 

Wenngleich aus übergeordne-
ten Gründen Veränderungen 
erforderlich sind, so haben die 
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter zu Recht die Erwartungs-
haltung, dass sich die Prozesse 
nicht endlos ziehen. Stattdes-
sen muss angemessen zügig 
und verlässlich erkennbar wer-
den, wohin die Reise geht. Dar-
an werde ich intensiv arbeiten.

„Polizeispiegel“: Gerade ak
tuell steht die Landespolizei 
vor der schweren Aufgabe, von 
der Politik verordnete Stellen-
einsparungen in der Polizei 
umzusetzen. Dieses vor dem 
allgemein anerkannten Hinter-
grund, dass selbst der jetzige 
Personalbestand nicht ausrei-

chend ist, um die vielfältigen 
Aufgaben zu erfüllen.

Wie wollen sie den Personalab-
bau umsetzen, ohne die Prä-
senz der Polizei in der Fläche 
allzu stark zu reduzieren (Ab-
bau des ländlichen Dienstes) 
und gleichzeitig die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter bei der 
Umsetzung „mitzunehmen“?

Höhs: Die Vorgabe ist natürlich 
belastend. Leider geht mit mei-
nem Dienstbeginn als Landes-
polizeidirektor die unangeneh-
me Auftragsstellung einher, in 
der Landespolizei Schleswig-
Holstein abzuliefernde und um-
zusteuernde Stellen in einer 
erheblichen und sicher auch 
belastenden Größenordnung 
zu identifizieren. Das trifft die 
Landespolizei in Zeiten hoher 
allgemeiner und besonderer 
Einsatzlasten. Fachlich ist es 
auf jeden Fall als problema-
tisch zu bezeichnen, dass nun 
auch die Landespolizei in den 
Stellenabbaupfad einbezogen 
worden ist. 

Eine Verringerung der polizei
lichen Präsenz in unserem Flä-
chenland kann ebenso wenig 
wie eine wirksam funktionieren-
de Kriminalitätsbekämpfung 
Ziel der Stelleneinsparungen 
sein. Deshalb habe ich entspre-

chend der Vorgaben unserer 
Landesregierung Prüfaufträge 
erteilt, die diesem Ansatz ge-
recht werden. Stelleneinspar- 
und Umsteuerungsmöglichkei-
ten sind gemäß Beschluss der 
Amts- und Behördenleiter und 
mit dem entsprechenden Ein-
verständnis des Innenministers 
in den Bereichen der IT-Angele-
genheiten im Landespolizei-
amt, der Wasserschutzpolizei 
und der Verkehrsüberwachung 
zu identifizieren, also nicht im 
Bereich der allgemeinen Prä-
senz in der Fläche!

Ich möchte erreichen, dass die 
Kolleginnen und Kollegen in 
den betroffenen Bereichen so 
zügig wie möglich sicher erken-
nen können, was auf sie zu-
kommen wird. Gleichermaßen 
ruht mein Augenmerk bei der 
Bearbeitung dieser schwieri-
gen Themen darauf, von den 
Aufgaben herkommend gründ-
lich und sachorientiert und im-
mer mit einem Blick auf die 
Mitarbeiterinteressen die Fak-
tenlage zu erheben. Am Ende 
wird es nicht darum gehen 
können, die vorhandenen Auf-
gaben auf weniger Schultern 
zu verteilen, sondern wir wer-
den dahingehend Farbe beken-
nen müssen, welche Aufgaben 
wir zukünftig und warum nicht 
mehr erledigen. �

Posse um Vorratsdatenspeicherung
Ein Kommentar von Torsten Gronau,  
Landesvorsitzender

Das politische Gezerre um die 
gesetzliche Regelung einer 
„Vorratsdatenspeicherung“ ist 
mit normalen Maßstäben nicht 
mehr zu messen. Zum Jahres-
ende spitzte sich die politische 
Situation in Schleswig- Hol-
stein zu, weil Innenminister 
Breitner sich erdreistete, sich 
aus fachlicher Sicht für eine 
Vorratsdatenspeicherung ein-
zusetzen. Das führte offenbar 

zu einer ernsten Koalitionskrise 
und zu Forderungen, Innenmi-
nister Breitner solle die Kom-
petenz für diesen Bereich als 
Innenminister entzogen wer-
den. Die Fachlichkeit sei wohl 
besser bei der (linientreuen) 
Justizministerin aufgehoben.

Fakt ist, dass die Frage, ob Tele-
kommunikationsdaten gespei-
chert werden sollen und wer 

unter welchen Voraussetzun-
gen darauf zugreifen dürfen 
soll, ein sensibles Thema ist. 
Aus polizeilicher Sicht, wenn 
man jeden Tag mit Kriminali-
tätsopfern zu tun hat, gibt es 
an dem grundsätzlichen Erfor-
dernis einer Vorratsdatenspei-
cherung  fachlich keinen 
Zweifel. Entsprechende sach-
verständige Darlegungen gibt 
es aus dem BKA, den Landes-
kriminalämtern und auch aus 
den Reihen von Berufsvertre-
tungen. Da die Aspekte des Da-
tenschutzes ernsthaft einzube-

ziehen sind, werden derzeit in 
der fachlichen Diskussion nur 
die Fälle schwerer Kriminalität 
als gerechtfertigt angesehen 
und ein Richtervorbehalt ist 
unumgänglich.

Immerhin fand diese Sichtwei-
se auch Eingang in den Koali
tionsvertrag der Großen Koali-
tion auf Bundesebene. Insofern 
war es mehr als erstaunlich, 
wenn der Innenminister des 
Landes Schleswig-Holstein sich 
der Sichtweise seiner Bundes-
partei aus innerer Überzeu-
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gung anschließt und danach 
öffentlich von Partei- und Koa-
litionspartnern zerrissen wird. 
Die Reaktionen offenbarten 
einen aufschlussreichen Blick 
auf das Diskussions- und De-
mokratieverständnis einiger 
Protagonisten der politischen 
Bühne in Kiel. 

Jedenfalls ist es mehr als 
schwer zu verstehen, dass poli-
zeiliche Eingriffsbefugnisse im 
Bereich der Bekämpfung von 
Schwerkriminalität mit den 
Machenschaften von außer 
Kontrolle geratenen Geheim-

diensten in einen Sack gesteckt 
werden. Wer so argumentiert, 
will sich nicht in der Sache mit 
dem Thema auseinanderset-
zen, sondern lediglich staatli-
che Strafverfolgungsorgane 
diskreditieren.

Erstaunlicherweise überzieht 
fast zeitgleich ein Anwaltsbüro 
zehntausende Bürger mit Un-
terlassungsverfügungen, weil 
die auf einer Pornoseite ir-
gendwelche Filmchen ange-
schaut haben sollen. Wem ist 
es zu vermitteln, dass dort 
massenhaft Telekommunika

tionsdaten herausgegeben 
werden, in Fällen von straf-
rechtlichen Ermittlungen we-
gen Kinderpornografie  jedoch 
nicht?

Unter dem Strich bleibt festzu-
stellen, dass die Abwägung 
zwischen Datenschutz und Tä-
terschutz ein dauernder Kon-
flikt bleibt. Konsequenterweise 
muss Politik aber auch öffent-
lich bekennen, dass sie be-
stimmte Ermittlungen von 
Straftätern aktiv verhindert, 
weil sie eine Rechtsgüterabwä-
gung zum Vorteil von Straftä-

tern und zum Nachteil von 
Kriminalitätsopfern vorgenom-
men hat und nicht so tun, als 
gäbe es gleichwertige Ermitt-
lungsansätze der Polizei, um 
auf weniger datenschutzrecht-
lich bedenklichen Wegen zum 
Ziel zu kommen. Solch eine 
Sachdarstellung ist schlicht-
weg unredlich.

Die DPolG setzt sich weiter für 
eine rechtssichere gesetzliche 
Regelung der Vorratsdaten-
speicherung und dem Zugriff 
auf diese Daten zum Zwecke 
der Strafverfolgung ein.�

Geldspende an die  
DPolG-Stiftung überreicht 
Dass der DPolG-Landesverband 
Schleswig-Holstein die Arbeit 
der DPolG-Stiftung seit langer 
Zeit unterstützt, ist vielen sicher 
bekannt. Schließlich konnten 
schon mehrere Kolleginnen 
und Kollegen auch aus Schles-
wig-Holstein nach traumatisie-
renden Einsätzen oder schwe-
ren persönlichen Schicksals- 
schlägen Urlaub im bayerischen 
Lenggries machen und dort, 
abseits vom Alltagsstress, ein-
mal die Seele baumeln lassen.

Jeder, der einmal in dieser 
traumhaften Berglandschaft, 
vielleicht mit seiner ganzen Fa-
milie, verweilen durfte, ist mit 
Sicherheit Bayern-, vor allem 
aber „Stiftungs-Fan“. Was hier 
für Polizeibeamte, aber auch 
für Angehörige der anderen 
Einsatz- und Rettungsdienste, 
geleistet wird, ist einzigartig!

Aus diesem Grund wurden zu-
gunsten der Stiftung auf dem 
„Fest mit der Polizei“ am 28. 
April 2013 im Kieler Yachtclub 
Tombola-Lose verkauft und 
über die Hintergründe der 
DPolG-Stifung informiert.

Zusammen mit verschiedenen 
Spenden kam dabei die stolze 

Summe von 500 Euro zusam-
men.

Bei einem Besuch der Stiftung 
konnte Frank Hesse, stellvertre-
tender Vorsitzender der DPolG 
Schleswig-Holstein, am 30. De-
zember 2013 diese Spende an 
den Begründer der Stiftung 
und Vorsitzenden des Stiftungs-
vorstands, Berend Jochem, per-
sönlich überreichen und sich 
bei dieser Gelegenheit über die 
Arbeit im Stiftungsbüro in 
Lenggries informieren.

Berend Jochem nahm die 
Spende sichtlich erfreut und 
mit großem Dank entgegen.

Auch diese Spende wird dazu bei-
tragen, die Not hilfebedürftiger 
Kollegen und Kolleginnen auch 
zukünftig zumindest ein biss-
chen zu mildern.� Frank Hesse

<< Spendenübergabe: Berend 
Jochem und Frank Hesse

<< Zahnzusatzversicherung

Achtung – Falle für Versorgungsempfänger
Irgendwann im Jahre 2004 lief ich einem Versicherungsver-
treter über den Weg, der mir eine Zahnzusatzversicherung 
für mich und meine Frau schmackhaft machte.

Ich schloss also einen Vertrag über die sogenannte „AZ Plus“ 
ab und blieb auch dabei, nachdem sie teurer wurde und 
schließlich sogar 50  Prozent abdeckte.

In Anspruch wollte ich sie dann nehmen, als ich 2013 bereits 
zwei Jahre in Pension war.

Bei einer höflichen Anfrage, wie ich damit umzugehen hätte 
(Kostenvoranschläge), erfuhr ich, dass ich als Versorgungs-
empfänger überversichert sei und diese Versicherung für 
mich nicht mehr gelte.

Überversichert bei heftiger Zuzahlung beim Zahnersatz?

Mir fiel die Kinnlade runter!

In den Versicherungsbedingungen hieß es:

„Versicherungsfähig sind Personen, die in der gesetzlichen 
Krankenversicherung versichert sind oder über eine gleicharti-
ge Absicherung verfügen.“

Heilfürsorge ist gleichartig und Beihilfe eben nicht, musste 
ich nun erfahren.

Auf Vorbehalt, dass man das als Normalsterblicher nicht wis-
sen kann und ich auch nie darauf hingewiesen wurde, zumal 
der Versicherungsvertreter stets versuchte, jegliche Versor-
gungslücke bei mir aufzudecken, führte zumindest zu dem 
Erfolg, dass mein Vertrag mit dem Datum der Pensionierung 
rückabgewickelt wurde. Meine Frau darf als gesetzlich Versi-
cherte bleiben.

Also liebe Kolleginnen und Kollegen, überprüft eure Versi-
cherungen diesbezüglich und setzt euch gegebenenfalls mit 
eurem Versicherungsunternehmen in Verbindung.

Interessant könnte für alle, ob Jung oder Alt, der sogenannte 
Beihilfeergänzungstarif sein.

� Ernst Meißner
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